
Zum Vorschlag des Thüringer
Rechnungshofpräsidenten Sebasti-
an Dette, die Entscheidung über die
Neubesetzung eines Direktorenpo-
stens während der NSU-Sondersit-
zung des Landtags am 22. August
vorzunehmen, erklärte Bodo Rame-
low, Vorsitzender der Fraktion DIE
LINKE:

„Wir können einer Vermischung des
NSU-Themas mit Personalien des
Rechnungshofs nicht zustimmen. In
dieser Sondersitzung stehen aus-
schließlich die Opfer des NSU-Terrors
und ihre Angehörigen im Mittelpunkt
sowie die notwendige Aufklärungsar-
beit des Untersuchungsausschusses.
Der Thüringer Landtag darf sich dabei
nicht von anderen allgemeinen Alltags-
themen ablenken lassen - seien sie
auch noch so wichtig. Dieser Tag ist

wahl könne eine einvernehmliche Be-
setzung der Direktorenstellen vorge-
nommen werden. Die Auswahl erfolge
nach dem Prinzip der Bestenauslese
sowie der Berücksichtigung der Ent-
scheidung des Rechnungshofs.

Gleichzeitig zu den notwendigen
strukturellen Veränderungen im Rech-
nungshof könnten die vom Präsidenten
vorgeschlagenen Einsparungen Reali-
tät werden. „Wir wollen die innere Un-
abhängigkeit und Selbststeuerung des
Rechnungshofs stärken und damit er-
halten sowie gleichzeitig den Rech-
nungshof als Kollegialorgan wieder
stärken. Hierzu liegen unsere Vorschlä-
ge auf dem Tisch, die jenseits vom
Wahlkampf zügig und einvernehmlich
umgesetzt werden können“, erklärte
der LINKE-Politiker. Die Sondersitzung
zum Thema NSU sei jedenfalls unge-
eignet dafür.                                         
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Gebührender Umgang mit
Angehörigen der NSU-Opfer 

Zunächst hatte ich gezögert. Auf
die Anfrage im Frühjahr, eine Fort-
setzung meines Buches „Die Akte
Ramelow“ von 2007 zu schreiben,
bat ich um Bedenkzeit. Aus zwei
Gründen. Einer davon ein ganz
praktischer. Zeit. Die zusätzliche
Arbeit durch die Begleitung eines
Untersuchungsausschusses. Der
andere Grund: das Thema selbst.

Es geht, daran sei erinnert, um
die Bespitzelung eines Abgeordne-
ten durch deutsche Geheimdien-
ste. Kein Roman, keine Fiktion, kei-
ne lange zurückliegende Geschich-
te. Realität. Als „Die Akte Rame-
low“ im November 2007 im Bun-
destag präsentiert wurde, nahm
mich kurz vor Beginn der Veranstal-
tung der damalige Linkspartei-Vor-
sitzende Lothar Bisky zur Seite. „Da
habt ihr ja allerhand herausbekom-
men“, sagte er. Dann nach kurzer
Pause: „Manchmal denke ich, man
lebt einfacher, wenn man darüber
gar nicht so viel weiß...“ Und er
lachte leise, auf die Art, wie er das
so gut konnte; mehr Worte waren
nicht nötig.

Natürlich ist seitdem viel pas-
siert. Bodo Ramelow musste durch
einen langen juristischen Instan-
zenweg (die „Akte“ endet vor dem
ersten Urteil), Hoch und Tief, Him-
mel und Hölle. Der Blick auf Ge-
heimdienste ist ein anderer, nach
NSU und NSA. Am Ende habe ich
zugesagt. Wieder aus zwei Grün-
den. Das engagierte Team des Wei-
marer Eckhaus-Verlages, die das
Buch unbedingt machen wollen, ist
der eine. Der andere ist - das The-
ma selbst. Denn dazu gehört die Er-
kenntnis, dass man sich wehren
kann, gegen die vermeintliche All-
macht der Dienste, zu deren Ge-
schäftsgrundlage es immer gehört,
Angst zu verbreiten. Diesen Kampf
aufzunehmen, wie es Bodo Rame-
low über Jahre getan hat, ist aller
Ehren wert. Ich wollte diese Ge-
schichte zu Ende erzählen. Ende
August wird das Buch erscheinen
(Vorwort: Gregor Gysi): „Ein gewis-
ser Herr Ramelow.“                             
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Das Thema selbsteinfach kein Termin, um Personalfra-
gen zu klären oder gar politische Strei-
tigkeiten auszutragen.“ Im Vorder-
grund stehe die Aufarbeitung des Ver-
sagens der Thüringer Behörden und
ein würdiger Umgang mit den Familien-
angehörigen. „Diese Landtagssitzung
wird höchst emotional sein, wenn auf
der Besuchertribüne viele Angehörige
der Opfer anwesend sind. Will Herr
Dette wirklich in dieser Situation Per-
sonalfragen entscheiden lassen, gera-
de wenn sie strittig sind?“, fragte Bodo
Ramelow.

Der Fraktionschef der LINKEN ver-
wies darauf,  dass seine Fraktion einen
zielführenden Vorschlag unterbreitet
hat, sowohl die vorgeschlagene Perso-
nalfrage in Rudolstadt zu lösen als
auch die innere Verfassung und Unab-
hängigkeit des Rechnungshofs zu stär-
ken. Unmittelbar nach der Landtags-

Spendengelder für Schulhofgestaltung

Die (Wahlkreis-)Abgeordnete der
Linksfraktion Karola Stange und die Ab-
geordnete Diana Skibbe, zugleich Vor-
sitzende des LINKE-Abgeordnetenver-
eins Alternative 54 e.V., mit Schülerin-
nen und Schülern sowie Lehrerinnen
der Regelschule Kerspleben (bei Erfurt),
die während einer Fraktionssitzung im
Juli eine Spende entgegennehmen
konnten, gespeist auch aus den Einnah-
men des Cafés, das die LINKE am Tag
der offenen Tür des Landtags betrieben
hatte. Diana Skibbe sprach von einer
schönen Tradition, die Gelder für sozia-
le und gemeinnützige Projekte zur Ver-
fügung zu stellen. 

An der Schule in Kerspleben, so wur-
de den Abgeordneten der LINKEN erläu-
tert, soll der Schulhof noch schöner
werden und das Gemeinschaftsgefühl
stärken. Dafür wollen sie neben ande-
ren Gestaltungselementen noch zwei
Bänke anschaffen. Sitzgruppen, ein
Freiluftbackofen für besondere Feier-
lichkeiten, eine Wetterstation gehören

bereits zum angenehmen Ambiente, ein
weiterer Bereich soll im neuen Schul-
jahr als Naturzentrum gestaltet werden,
auch mit Blick auf die Öko-Bildung.

Antikorruption: Neue
Richtlinie vorlegen

Die Landesregierung soll bei der
Überarbeitung der veralteten Antikor-
ruptionsrichtlinie „endlich Ergebnisse
liefern“, so LINKE-Abgeordneter Knut
Korschewsky. Dabei sei es geboten,
externen Sach- und Fachverstand z.B.
aus Organisationen und Verbänden in
Form einer Anhörung hinzuzuziehen.
Dass die Landesregierung darauf ver-
zichten wolle, sei unter fachlichen Ge-
sichtspunkten hochproblematisch.

Der Thüringer Innenminister Jörg
Geibert hatte bei der Beratung des
LINKE-Gesetzentwurfs für ein Thürin-
ger Antikorruptionsgesetz sowie der
Beantwortung einer Anfrage im März
im Landtag eine Überarbeitung der
Richtlinie zur Antikorruptionsarbeit an-
gekündigt. Dies ist bisher nicht erfolgt.
Nun erklärte die Landesregierung,
dass die Neufassung der Richtlinie
noch in dieser Wahlperiode im Staats-
anzeiger erscheinen soll. „Die LINKE
wird die Kontrolle dieser Aussage im
Auge behalten. Wenn die Landesregie-
rung schon kein Landesgesetz will, wie
dies aber von Antikorruptionsorganisa-
tionen gefordert wird, so ist die Moder-
nisierung der Richtlinie das Mindeste“,
so Knut Korschewsky mit Blick auf Me-
dienberichte, wonach die Zahl der Kor-
ruptionsfälle in Thüringen im Jahr 2013
weiter angestiegen sei. 

„Korruption ist leider auch in Thürin-
gen ein Thema. Im Rahmen der Justiz-
ministerkonferenz Anträge auf Einfüh-
rung eines bundesweiten Korruptions-
registers zu stellen, ist die eine, sicher-
lich zu begrüßende Seite. Die zweite
und praktische Seite ist allerdings die
Umsetzung auf Landesebene. Hier hät-
te die Landesregierung schon lange
nach Vorlage des LINKE-Gesetzesent-
wurfs handeln können und müssen.
Dieses hat sie wieder einmal verpasst.
Es kommt aber darauf an, auch in Thü-
ringen selbst wirksam gegen Korrupti-
on vorzugehen.“                                 


